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A
nläßlich der 50 Jahr-Feier des
Bundesverfassungsgerichts
wurde zu Recht hervorgehoben,
daß das Gericht in Deutschland im
Vergleich zu anderen Demokratien
einen besonderen Rang erworben
habe, der auf einem Vertrauensvor-
sprung gegenüber den anderen
beiden Gewalten, dem Parlament
und der Regierung, beruhe. Neben-
bei bemerkt hat auch die Deutsche
Bundesbank eine derartige Ver-
trauensstellung erlangt. In der Lau-
datio wurde aber auch auf die Kehr-
seite aufmerksam gemacht, daß
sich im Spannungsverhältnis der
drei Gewalten aufgrund der beson-
deren Reputation des Bundesver-
fassungsgerichts das Gewicht un-
gebührlich zugunsten der dritten
Gewalt verschieben kann. So hat
sich das Verfassungsgericht gele-
gentlich nicht nur darauf be-
schränkt, die Verfassungswidrig-
keit von Gesetzen festzustellen,
sondern dem Gesetzgeber auch
die Korrektur konkret vorgeschrie-
ben. Noch bedeutsamer ist, daß
das Parlament aus Konfliktscheu
dazu tendiert, die Rolle des Gesetz-
gebers dem Verfassungsgericht
zuzuschieben. 
Wer erwartet hat, daß diese Fest-
stellungen praktische Folgen nach
sich ziehen würden, sieht sich ge-
täuscht. Erstes Beispiel: Die Regie-
rung und das Parlament wissen seit
langem, daß die Besteuerung der
Renten reformbedürftig ist. Auch
über die Richtung der Reform be-
steht Einvernehmen: Künftig soll
die nachgelagerte Besteuerung
gelten, wonach die Beiträge zur Al-
tersvorsorge steuerfrei sind, die
Renten dagegen voll versteuert
werden. Doch bislang haben sich
Parlament und Regierung jeder
Couleur um eine entsprechende
Gesetzgebung gedrückt und dabei
auf das anstehende Verfahren beim
Bundesverfassungsgericht hinge-
wiesen, bei dem es um die steuerli-
che Behandlung von Beamtenpen-
sionen gegenüber Sozialversiche-
rungsrenten geht. Bei der mündli-
chen Anhörung in Karlsruhe vollzo-
gen kürzlich die erste und zweite
Gewalt erneut geradezu ihre Kapi-
tulation vor der dritten Gewalt: Der
Vertreter der Bundesregierung er-
bat vom Verfassungsgericht eine
klare Grundsatzentscheidung mit
langen Übergangsfristen. 
Zweites Beispiel: Ein wesentli-
cher Bestandteil der deutschen
Verfassung ist die Institution der Ta-
rifautonomie. Sie delegiert die
Kompetenz für kollektive Regelun-
gen über Löhne und Arbeitsbedin-
gungen an die Tarifvertragsparteien
und zwingt den Staat auf diesem
Gebiet zur Abstinenz. Nun fordern
seit geraumer Zeit die Gewerk-
schaften und die tarifgebundenen
Arbeitgeber des Baugewerbes ein
Vergabegesetz, das den Staat dazu
zwingt, öffentliche Aufträge nur an
Unternehmen zu vergeben, die ihre
Arbeitnehmer nach dem örtlich gel-
tenden Tarifvertrag entlohnen und
die dieses auch bei ihren Subunter-
nehmen sicherstellen. Einige Bun-
desländer – Berlin, Bayern und
Saarland – haben diesem Druck
bereits nachgegeben und entspre-
chende Gesetze erlassen. Und
obwohl der Kartellsenat des Bun-
desgerichtshofes das Berliner Ge-
setz wegen verfassungsrechtlicher
Zweifel dem Bundesverfassungs-
gericht vorgelegt hat und obwohl
auch die EU-Kommission bereits
Bedenken signalisierte, hat der
Bundesrat auf Antrag von Nord-
rhein-Westfalen beschlossen, das
Berliner Vergabegesetz als Bun-
desgesetz einzubringen und auf
den Öffentlichen Personennahver-
kehr auszudehnen. Und auch der
Bundeskanzler hat einen entspre-
chenden Gesetzesentwurf der
Bundesregierung angekündigt.
Begründet wird eine solches Ver-
gabegesetz mit der Schutzbedürf-
tigkeit der tariftreuen Anbieter. Wo-
rin besteht diese Schutzbedürftig-
keit? Die Interessenvertreter ver-
weisen auf die Konkurrenz der il-
legalen Schwarzarbeit. Sie ver-
schweigen dabei aber die legale
Konkurrenz: Da gibt es zum Bei-
spiel die tariftreuen Unternehmen
aus ostdeutschen Ländern oder
aus benachbarten EU-Ländern, in
denen niedrigere Tariflöhne gelten.
Da gibt es Anbieter aus EU-Län-
dern, die Arbeitnehmer in Deutsch-
land beschäftigen und ihnen den
nach dem deutschen Entsendege-
setz vorgeschriebenen Mindest-
lohn bezahlen. Da gibt es schließ-
lich nicht tarifgebundene Unter-
nehmen, die völlig legal mit ihren
Arbeitnehmern Löhne unter dem
Tarif vereinbart haben und ihnen
dafür andere Vorzüge, zum Beispiel
Beschäftigungssicherheit bieten. 
Mit Vergabegesetzen, die die öf-
fentlichen Auftraggeber zur Tarif-
treue zwingen, hebelt der Staat al-
so die Tarifautonomie aus. Es ist
kam anzunehmen, daß diejenigen,
die im Vergaberecht Tariftreue fest-
schreiben wollen, nicht um diese
verfassungsrechtliche Problematik
wissen. Man muß vielmehr anneh-
men, daß sie es darauf ankommen
lassen und im Fall, daß das Verfas-
sungsgericht oder die EU-Kommis-
sion sie zur Einhaltung des Rechtes
auffordern, sich gegenüber den
Lobbygruppen exkulpieren. Für
den liberalen Ökonomen bleibt es
allerdings unverständlich, daß das
federführende Bundeswirtschafts-
ministerium dieses Spiel mitmacht.
Schließlich gehörte in der Vergan-
genheit neben dem Bundesverfas-
sungsgericht und der Deutschen
Bundesbank auch das im Bundes-
wirtschaftsministerium gehütete
ordnungspolitische Gewissen zu
den Aktiva und Besonderheiten der
deutschen Demokratie. 
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